
Aktenzeichen: 3 AZR 90/81
Bundesarbeitsgericht 3. Senat Urteil vom io. August 1982

- 3 AZR 90/81 -
I. Arbeit sgericht 

Bochum
Urteil vom 26. März 1976 
- 1 Ca 310/74 _

II. Landesarbeitsgericht Urteil vom 6. November 1980 
- A Sa 604/76 -Hamm

Für die Amtliche Sammlung: Hein
Für die Fachpresse: JaJa

EntscheidungsStichwort:
Unbilligkeit der Anrechnung von Versorgungsbezügen

Gesetz: BGB § 242 Ruhegehalt, §§ 315, 133, 157; RegelungsG § 35 Abs. 4

Leitsätze:
1. Verweist eine Versorgungszusage auf die Leistungsordnung 

des Bochumer Verbandes, so bedeutet das im Zweifel, daß 
die jeweils maßgebende Fassung dieser Leistungsordnung 
gelten soll.

2. Ist die Anrechnung von sonstigen Versorgungsbezügen der 
Entscheidung des Arbeitgebers im Einzelfall Vorbehalten, 
so ist diese Entscheidung nach billigem Ermessen zu 
treffen (§ 315 BGB).

3. Durfte der versorgungsberechtigte Arbeitnehmer nach dem 
Arbeitsvertrag davon ausgehen, daß er betriebliche Ver­
sorgungsbezüge ungekürzt neben beamtenrechtlichen Ver­
sorgungsbezügen erhalten solle, so verstoßt es gegen die 
Grundsätze der Billigkeit, wenn sich der Arbeitgeber am 
Ende des 15-jährigen Arbeitsverhältnisses beim Eintritt 
des Arbeitnehmers in den Ruhestand für eine Anrechnung 
von Versorgungsbezügen nach dem Regelungsgesetz ent­
scheidet.
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5 AZR 90/8^
4 Sa 604/76 Hanna

Im Namen des Volkes!Verkündet
am 10. August 1982
Sürig,
Amtsinspektor 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle Urteil

In Sachen

pp.

hat der Dritte Senat des Bundesarheitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 10. August 1982 durch den Vorsitzenden 
Richter Dr. Dieterich, die Richter Schaub und Griebeling sowie 
die ehrenamtlichen Richter Dr. Bermel und Gnade für Hecht er­
kannt:

1. Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Hamm vom 6, November 1980
- 4 Sa 604/76 - aufgehoben.

2. Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent­
scheidung, auch über die Kosten der Revision,
an das Landesarbeitsgericht zurückverwiesen.
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JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


*> 2 41

Tatbestand:

Die Klägerin ist Alleinerbin ihres im Verlaufe des Rechts­
streits verstorbenen Ehemannes. Der Erblasser trat am 1. Juli 1937 
in den öffentlichen Dienst und wurde im Jahre 194-0 zum Beamten auf 
Lebenszeit ernannt. Das Beamtenverhältnis endete mit dem 8. Mai 194-5* 
Der Erblasser gehörte zum Kreise der nach dem Gesetz zu Art. 131 GG 
(Regelungsgesetz) versorgungsberechtigten Personen. Zur Berechnung 
der Bezüge nach dem Regelungsgesetz wurde eine Dienstzeit vom 1. Juli 
1937 bis 1. April 1951 zugrunde gelegt.

Hach freiberuflicher Tätigkeit trat der Erblasser 1953 in Ver­
tragsverhandlungen zu der Beklagten. Unter dem Datum vom 15. Ok­
tober 1953 teilte ihm die Beklagte mit, daß er unter dem Vorbehalt 
der Zustimmung ihres Vorstandes mit Virkung vom 16. Oktober 1953 als 
Lehrer angestellt werde. Mit Schreiben vom 13. Januar 1954- faßte die 
Beklagte mit Zustimmung ihres Vorstandes die Arbeitsvertragsbestim­
mungen zusammen. In beiden Schreiben heißt es übereinstimmend:

"Die Alters- imd Blnterbliebenenversorgung richtet sich 
nach den Bestimmungen des Bochumer Verbandes der Berg­
werke in Westfalen, im Rheinland und im Saargebiet in 
Bochum für die Gruppe 5 (Betriebsführer)."

Beim Abschluß des Arbeitsvertrages haben die Beklagte und der 
Erblasser vereinbart, 14- BeamtendienstJahre bei der Versorgung nach 
den Leistungsrichtlinien des Bochumer Verbandes zu berücksichtigen. 
Die Beklagte bestätigte am 30. März 1954-, daß der Bochumer Verband 
einer Anmeldung für die Zeit von 1937 bis 1950 zugestimmt habe.

Bei Abschluß des Arbeitsvertrages und Anmeldung des Erblassers 
zum Bochumer Verband galten dessen Leistungsrichtlinien in der 
Fassung der Satzung von 194-2. Diese sah eine Altersversorgung vor, 
die von der Zahl der zurückgelegten Dienstjahre und der Gehalts­
gruppe abhängig war, zu der der begünstigte Angestellte angemeldet 
wurde. Auf die zu erbringende Altersversorgung wurden Leistungen der 
gesetzlichen Sozialversicherung, Altersrenten anderer Werke und 
Schadenersatzrenten wegen durch Dritte verschuldete Dienstunfähig­
keit angerechnet. Weiter hieß es in § 11 Abs. 3:
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"Die Unterstützungen werden im übrigen wegen 
sonstiger Einnahmen nicht gekürzt."

Im Jahre 1956 wurde die Satzung des Bochumer Verbandes 
geändert. Die Anrechnung anderer Versorgungsbezüge wurde in 
§ 14 neu geregelt. Hierzu heißt es jetzt in § 14 Abs. 8:

"Die Anrechnung etwaiger anderweitig erdienter Ruhe­
gelder und Pensionen erfolgt im Einzelfall durch 
das Mitgliedswerk."

Die Beklagte wies den Erblasser mit Schreiben vom 31. August 
1957 auf die Satzungsänderung hin. In der Folgezeit wurden die 
für die Altersversorgung maßgebenden Leistungsgrundsätze aus 
der Satzung ausgeschieden und in Leistungsrichtlinien zusammen­
gefaßt. Die Leistungsrichtlinien wurden wiederholt geändert; sie 
sahen jedoch noch bis 1973 vor, daß anderweitig erdiente Ruhe­
gelder und Pensionen im Einzelfall durch das Mitgliedswerk ange­
rechnet werden. Erst in der Leistungsordnung vom 1. Juli 1973 
ist eine Bestimmung enthalten, daß anderweitige Pensionen, Ruhe­
gehälter und Ruhegelder angerechnet werden.

Im Verlauf seiner Beschäftigung erhielt der Erblasser fort­
laufend Ummeldungen zum Bochumer Verband, wenn eine höhere Ver­
sorgung sgruppe maßgebend wurde. Am 30. Juni 1968 trat er in den 
Ruhestand. Kurz vor seiner Versetzung in den Ruhestand bat die 
Beklagte den Erblasser um Auskunft, welche anderen Versorgungs­
bezüge er erhalte. Der Erblasser antwortete, daß er die übliche 
Teilanrechnung der Knappschaftsrente anerkenne, sich jedoch 
gegen die Anrechnung seiner Bezüge nach dem Regelungsgesetz ver­
wahre , weil deren Nichtanrechnung vereinbart worden sei. Die 
Beklagte hat eine besondere Vereinbarung über die Nichtanrechnung 
der Bezüge nach dem Regelungsgesetz bestritten. Sie hat dem 
Erblasser in der Folgezeit wiederholt Leistungsbescheide er­
teilt, in denen die Bezüge nach dem Regelungsgesetz angerechnet 
wurden.

Die Klägerin hat vorgetragen: Bereits bei Abschluß des 
Arbeitsvertrages habe der Erblasser zur Bedingung gemacht, daß
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seine bereits damals fälligen Versorgungsbezüge nach dem Regelungs­
gesetz weder bei dem Gehalt noch bei der späteren Betriebsrente 
berücksichtigt werden dürften. Unabhängig hiervon habe die damals 
bestehende Satzung des Bochumer Verbandes eine Anrechnung von Be­
zügen nach dem Regelungsgesetz nicht vorgesehen. Weder in seinem 
Arbeitsvertrag noch in der in Bezug genommenen Satzung sei eine 
Regelung enthalten gewesen, daß sich die Versorgung nach den je­
weiligen Bestimmungen richte. Im übrigen wären alle Bestimmungen 
rechtsunwirksam gewesen, die eine Anrechnung von Bezügen nach dem 
Beamtenversorgungsgesetz oder Regelungsgesetz vorgesehen hätten. Die 
Beamtenversorgungsbezüge beruhten auf Eigenleistungen des Beamten, 
der im Verlauf seines aktiven Dienstes Einkommensminderungen hin­
nehmen müsse. Die Bezüge nach dem Regelungsgesetz hätten Entschädi­
gungscharakter. Allenfalls könnten die Bezüge nach dem Regelungsgesetz 
nach billigem Ermessen angerechnet werden. Aus dem Sachvorbringen der 
Beklagten ergäben sich aber keine Anhaltspunkte dafür, daß die Be­
klagte von ihrem Ermessen Gebrauch gemacht habe. Dies gelte auch für 
die Anrechnung der nach dem Regelungsgesetz gezahlten Weihnachtszu­
wendungen. Mit der Klage verlange sie die Nachzahlung der in den 
Jahren 1968 bis 1976 wegen der Beamtenversorgungsbezüge einbehaltenen 
Betriebsrentenanteile. Hilfsweise stütze sie den Klageantrag auch 
darauf, daß die Beklagte die Knappschaftsrente angerechnet habe. Dies 
sei unzulässig gewesen, weil hierdurch gegen das Auszehrungsverbot 
verstoßen worden sei.

Die Klägerin hat beantragt,
1. die Beklagte zu verurteilen, an die Klägerin 

insgesamt 65.255*26 DM nebst 4 % Zinsen von 
45.000,—  DM seit Zustellung des Schriftsatzes 
vom 25. Februar 1976 und 4 % Zinsen von 
65-255,26 DM seit dem 11. November 1977 zu 
zahlen;

2. festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet 
ist, künftig das monatliche Ruhegehalt ohne 
teilweisen Abzug wegen der zustehenden Beamten­
pension auszuzahlen.
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Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
bestritten, dem Erblasser die Nichtanrechnung der Versorgungs­
bezüge nach dem Regelungsgesetz zugesagt zu haben. Hierfür habe 
auch keine Veranlassung bestanden, da sie bei der Berechnung 
ihrer Altersversorgung die Beamtendienstjahre berücksichtigt 
habe und der Erblasser nicht habe erwarten können, insoweit eine 
doppelte Absicherung zu erhalten. Nach Satzung und Leistungs­
richtlinien, die der Erblasser und die Klägerin in ihrer je­
weiligen Fassung gegen sich gelten lassen müßten, sei eine Be­
rücksichtigung der Bezüge nach dem Regelungsgesetz zulässig. 
Weihnachtszuwendungen seien im öffentlichen Dienst wie das Ruhe­
geld zu behandeln.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landes­
arbeitsgericht hat die Berufung der Klägerin zurückgewiesen. 
Hiergegen richtet sich dessen Revision.

Entscheidungsgründe:

Die Revision ist begründet.
Es kann noch nicht abschließend beurteilt werden, in welcher 

Höhe der Klägerin Betriebsrentenansprüche zustehen, da das Landes­
arbeitsgericht keine ausreichenden Feststellungen getroffen hat. I.

I. Die Beklagte durfte die Versorgungsansprüche des Erblassers 
nach dem Regelungsgesetz nicht auf das betriebliche Ruhegeld an­
rechnen.
i. Die dem Erblasser bei seiner Anstellung erteilte Ruhegeld­
zusage sah eine Anrechnung der Bezüge nach dem Regelungsgesetz 
nicht vor.

Das Landesarbeitsgericht hat allerdings festgestellt, daß 
mit dem Erblasser bei Abschluß des Arbeitsvertrages keine be­
sondere Absprache über die Anrechnung oder Nichtanrechnung von 
Versorgungsbezügen zustande gekommen ist. Diese Feststellung ist 
durch Verfahrensrügen nicht angegriffen worden (§ 554- ZPO) und 
für den Senat bindend (§ 561 ZPO). Sie ist aber nicht ent­
scheidungserheblich.
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Bereits aus der Auslegung der TersorgungsZusage selbst 
ergibt sich, daß eine Anrechnung der Versorgungsbezüge nach dem 
Regelungsgesetz nicht in Betracht kam. Da das Landesarbeits­
gericht die für die Auslegung maßgeblichen Umstände festgestellt 
hat, kann der Senat die Versorgungszusage selbst auslegen (BAG 
Urteil vom 16. Mai 1964 - 5  AZR 534/63 - AP Nr. 1 zu § 157 BGB, 
zu A der Gründe).

Bei Abschluß des Arbeitsvertrages wurde in den insoweit gleich­
lautenden Schreiben vom 15- Oktober 1953 'und 15- Januar 1954- wegen 
der Altersversorgung auf die Bestimmungen des Bochumer Verbandes 
verwiesen. In der bei Vertragsabschluß geltenden Satzung des Bochumer 
Verbandes aus dem Jahre 1942 waren die auf die Betriebsrente anrechen­
baren Bezüge im einzelnen aufgezählt* Zu diesen gehörten weder Pen­
sionen nach den verschiedenen Beamten- oder Beamtenversorgungsge­
setzen noch. Bezüge nach dem Regelungsgesetz, das im Jahre 1942 ohne­
hin noch nicht vorstellbar war. Bei Abschluß des Arbeitsvertrages 
konnte der Erblasser davon ausgehen, daß er neben seinem Gehalt die 
Versorgungsbezüge nach dem Regelungsgesetz erhalten würde und daß 
er nach Eintritt des Versorgungsfalles Bezüge nach beiden Versorgungs­
systemen zu erwarten habe; allenfalls war1 damit zu rechnen, daß das Ge­
halt von der Beklagten zunächst auf die Versorgungsbezüge nach dem Rege 
lungsgesetz angerechnet werde (§ 35 Abs. 4 RegelungsG).

2. Die verschiedenen Änderungen der Satzung bzw. der Leistungs­
ordnung des Bochumer Verbandes haben die umstrittene Anrechnungs­
frage nicht unmittelbar geregelt.
a) Entgegen den Angriffen der Revision ist dem Landesarbeitsgericht 
darin zu folgen, daß in der dem Erblasser erteilten Versorgungszusage 
auf die jeweilige Passung der Satzung bzw. der Leistungsordnung des 
Bochumer Verbandes verwiesen wird. Preilich sind insoweit zwingende 
Schlußfolgerungen aus dem bloßen Vortlaut der Versorgungszusage, 
in der allein auf die Bestimmungen des Bochumer Verbandes verwiesen 
wird, nicht zu ziehen. Verträge sind jedoch so auszulegen, wie Treu 
und Glauben mit Rücksicht auf die Verkehrssitte es erfordern (§ 157 
BGB). Wird in einer Ruhegeldzusage auf die Versorgungsordnung eines
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ganzen Wirtschaftszweiges verwiesen, so ist im Zweifel davon 
auszugehen, daß auf die jeweilige Passung verwiesen werden soll.

Zweck des Bochumer Verbandes ist es, einheitliche Eicht- 
linien für die Bergwerte in Westfalen, im Hheinland und im Saar­
land aufzustellen, nach denen die angeschlossenen Unternehmen 
ihren außertariflichen Angestellten Leistungen der betrieblichen 
Altersversorgung gewähren. Der Verband soll ferner die Einheit­
lichkeit der Versorgungspraxis überwachen. Die aufgrund ihrer 
Mitgliedschaft im Bochumer Verband für die Mitgliedsunternehmen 
verbindlichen Richtlinien sollen eine ähnliche Ordnungsfunktion 
für die außertariflichen Angestellten entfalten wie sie Tarif­
verträge für sonstige Arbeitnehmer bewirken. Überläßt ein Arbeit­
geber die Regelung seiner Altersversorgung einem solchen Verband, 
so macht er damit deutlich, daß für ihn die Einheitlichkeit der 
Versorgungsleistungen im Vordergrund steht. Die Ruhegeldzusage 
steht damit unter dem Vorbehalt der Angleichung an die jeweils 
maßgebenden Verbandsrichtlinien. Tatsächlich sind die Arbeits­
vertragsparteien während der Dauer des Arbeitsverhältnisses 
ständig von der Geltung aller Änderungen der Satzung bzw. der 
Leistungsordnung ausgegangen. Die Versorgungsanwartschaft des 
Erblassers ist an die jeweiligen'Neufassungen der Satzung oder 
Leistungsordnung angepaßt und den Organen des Bochumer Verbandes 
zu Kontroll zwecken gemeldet worden.

b) Durch die von 1956 bis 1975 erfolgten Änderungen der 
Satzung bzw. der Leistungsordnung ist in die umstrittene Ver­
sorgung sZusage keine Bestimmung eingefügt worden, die eine An­
rechnung der Bezüge des Erblassers nach dem Regelungsgesetz vor­
sähe. Bis zum Jahre 1973 waren die Mitgliedswerke des Bochumer 
Verbandes lediglich ermächtigt, für den Einzelfall Bestimmungen 
über die Anrechnung von Bezügen nach dem Versorgungsrecht der 
Beamten und ehemaligen Beamten zu treffen. Die Beklagte hat aber 
nichts dafür vorgetragen, daß sie während des Beschäftigungsver­
hältnisses vor Eintritt des Versorgungsfalles eine Anrechnung 
der Bezüge nach dem Regelungsgesetz in Aussicht genommen hätte.

-  8 -JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-  8 -

3. Die Beklagte hat hei der Versetzung des Erblassers in den 
Buhe stand mit der Anrechnung seiner Bezüge nach dem Regelungs- 
gesetz den Entscheidungsspielraum überschritten, der ihr durch 
die Versorgungszusage in Verbindung mit der Leistungsordnung des 
Bochumer Verbandes eingeräumt war. Die Anrechnung entsprach nicht 
billigem Ermessen (§ 315 BGB).

a) Eine Versorgungszusage, die die Anrechnung anderer Versorgungs­
bezüge der Entscheidung des Arbeitgebers im Einzelfall überläßt, 
verlangt im Zweifel die Beachtung der Billigkeitsgrundsätze. Die 
Entscheidung des Arbeitgebers unterliegt der gerichtlichen Billig­
keit skontrolle nach § 315 Abs. 3 BGB. Diese Auslegung kann der Senat 
selbst vornehmen, ohne daß weitere Feststellungen erforderlich wären. 
Die arbeitsvertragliche Verweisung auf die jeweilige Fassung der 
LeistungsOrdnung des Bochumer Verbandes ist für den ganzen Verbands­
bereich gleichlautend und daher revisionsgerichtlicher Bachprüfung 
zugänglich (BAG Urteil vom 1. März 1972 - 4 AZR 200/71 - AP Br. 11
zu § 242 BGB Betriebliche Übung, zu Bl. 2; Urteil vom 18. Oktober 
1972 - 4 AZB 482/71 - AP Br. 3 zu §§ 22, 23 BAT Lehrer, zu Bl. 2).

Die Anwendung des unbestimmten Rechtsbegriffs des billigen Er­
messens kann das Revisionsgericht darauf überprüfen, ob der Tat­
richter den Rechtsbegriff verkannt oder bei der Subsumtion des Sach­
verhalts gegen Denkgesetze oder allgemeine Erfahrungssätze verstoßen 
oder wesentliche Umstände übergangen hat (BAG Urteil vom 8. Juni 1982 
- 3 AZR 661/79 - ; Urteil vom 30. April 1975 - 4 AZR 351/74 - AP 
Br. 8 zu § 38 MTB II Bl. 2). Das Revisionsgericht kann nach § 315 
Abs. 3 Satz 2 BGB selbst entscheiden, wenn der Sachverhalt ab­
schließend festgestellt ist. Dies gilt zumindest dann, wenn nur noch 
eine Entscheidung in Betracht kommt (Urteil vom 9* Juni 1967 - 3 AZR 
352/66 - AP Br. 5 zu § 611 BGB Lohnzuschläge, zu 5 a der Gründe).
Das ist vorliegend der Fall.
b) Entgegen der Ansicht des Landesarbeitsgerichts ist die An­
rechnung der Versorgungsbezüge nach dem Regelungsgesetz nicht be­
reits deshalb gerechtfertigt, weil die Beklagte die Beamtendienst­
jahre des Erblassers versorgungsfähig berücksichtigt hat. Die Anrech­
nung von anderen Versorgungsbezügen hat den Zweck, Doppelversorgungen
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zu vermeiden. Im allgemeinen gilt als unerwünscht, daß dieselben 
Dienstjahre sowohl beamtenrechtliche, wie auch betriebliche 
Versorgungsansprüche begründen. Bei dem Erblasser war aber nach 
der Vertragsgestaltung von vornherein eine solche Doppelver- 
sorgung beabsichtigt, zumindest erkennbar. Als der Erblasser 
in die Dienste der Beklagten trat, war der Bezug nicht anrech­
nungsfähiger Beamtenversorgungsbezüge zu erwarten. Venn sich die 
Beklagte gleichwohl entschloß, die entsprechenden versorgungs­
fähigen Dienstzeiten anzurechnen, so sind die Gründe hierfür 
heute nicht mehr feststellbar, aber auch unerheblich. Möglicher­
weise wollte die Beklagte der langen Berufserfahrung des Erblasse? 
als Beamter, Selbständiger und Sachverständiger Rechnung tragen. 
Bei dieser Sachlage hätte die nachträgliche und zunächst nicht 
vorhersehbare Anrechnung nur dann der Billigkeit entsprechen 
können, wenn Umstände deutlich geworden wären, die es hätten an­
gemessen erscheinen lassen, die vertraglich außerordentlich 
günstige Position des Klägers nachträglich zu verschlechtern.
Dazu hat die Beklagte jedoch nichts vorgetragen. Der bloße Hin­
weis der Beklagten, sie habe dem Erblasser von vornherein nur 
eine volle Versorgung gewährleisten wollen, reicht nicht aus. 
Tatsächlich hat die Beklagte dem Erblasser eine Überversorgung 
zugestanden. Darauf durfte dieser vertrauen. Eine nachträgliche 
Korrektur am Ende des 15-jährigen Arbeitsverhältnisses kann 
nicht mehr auf § 14 Abs. 8 der Leistungsordnung des Bochumer 
Verbandes gestützt werden.
c) Die Revisionsbeklagte vermag die Anrechnung der Bezüge nach 
dem Regelungsgesetz auch nicht für die Zeit ab 1973 zu recht- 
fertigen. Allerdings sah die Leistungsordnung des Bochumer Ver­
bandes ab 1. Juli 1973 vor, daß andere Pensionen, Ruhegehälter 
und Ruhegelder angerechnet werden sollen. Zu diesem Zeitpunkt 
befand sich der Erblasser aber bereits fünf Jahre im Ruhestand.
Es kann nicht davon ausgegangen werden, daß eine neue Anrechnungs­
klausel der Leistungsordnung des Bochumer Verbandes auf bereits 
in den Ruhestand versetzte Arbeitnehmer anzuwenden ist. Denn 
dadurch würde nachträglich in vertragsrechtliche Positionen ein­
gegriffen, die die Leistungsordnung zuvor jahrzehntelang geschützt
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hat. Vielmehr muß es für den in den Ruhestand versetzten Personen­
kreis hei der vom Arbeitgeber im Einzelfall getroffenen Entschei­
dung verbleiben. Diese kann nicht nachträglich nach mehrjährigen 
Ruhestand geändert werden. Auch ab 1973 kommt damit keine Anrech­
nung der Versorgungsbezüge nach dem Regelungsgesetz in Betracht.

II. Dennoch konnte der Senat nicht abschließend entscheiden. Das 
Landesarbeitsgericht hat noch einige Pest Stellungen zu treffen.
1. Wegen der geltend gemachten Zahlungsansprüche muß das Landes­
arbeitsgericht feststellen, in welcher Höhe dem Erblasser Ver­
sorgungsbezüge nach dem Regelungsgesetz auf die Ruhegeldansprüche 
angerechnet worden sind. Insoweit hat die Klägerin rückständige 
Versorgungsansprüche.
2. Auch wegen des Peststellungsanspruches erwies sich die Zurück­
verweisung als notwendig. Der Erblasser ist zu einem dem Senat nicht 
bekannten Zeitpunkt verstorben. Deshalb ist unklar geworden, auf 
welchen Zeitraum sich der PestStellungsantrag beziehen soll.

Eine Klarstellung ist mit Rücksicht auf die Rechtskraftwirkung 
unentbehrlich.
Dr. Dieterich Schaub Griebeling

Dr. Bermel Gnade
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